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Der Feind vor den Toren!
Fernruf Amt Kurfürſt Kr 5209

Der große Verdrehungskünſtler Poinearé über Frankreichs Kriegs-, Unſchuld
Deutſchland, wach auf!

e. m. Das deutſche Volk iſt drauf und dran, ſich ſelbſt zu zer
fleiſchen. Die Kommuniſten machen ſchon längſt kein Hehl mehr
aus ihrem Wollen. Heißt es doch in einem Schreiben der Kom
muniſtiſchen Zentrale:

ultimativ von der Regierung die Erfüllung dieſer
Mindeſtforderungen (ſiehe „H. Z.“ Nr. 300 vom 29. Juni 1922)
bis zum 10. d. M. zu fordern. Für den Fall, daß die Re
gierung ablehnt, werden wir als nächſten Schritt den Austritt
der S. P. D. aus der Regierung, die Auflöſung des Reichstages
und Neuwahlen unter der Loſung der Arbeiter regierung
für die Durchführung des Berliner Abkommens vorſchlagen,
oder aber den von allen Körperſchaften gemeinſam zu be
ſchließenden Generalſtreik der deutſchen Arbeiterſchaft bis
zur Durchführung des Abkommens“

Während man im Jnnern dabei iſt, die Erregung der Maſſen
immer von neuem auszulöſen und zu immer neuen Bluttaten
aufzuhetzen, iſt der Feind unſerer aller, der Feind des Deutſchen
Reiches, eifrig an der Arbeit, aus den neuen Wirren in Deutſch
land ſeinen Nutzen zu ziehen. Die deutſche Propaganda gegen die
Lüge von Verſailles begann ſich immer mehr Bahn zu brechen
und Frankreich ſah fich ſchon faſt um ſeinen Raub betrogen, da
zur „günſtigſten“ Zeit (für Frankreich) brach das neue Unheil
über Deutſchland herein und Frankreich triumphiert. Poin-
caré und Briand gaukeln ihren Getreuen neue Lügenmärchen vor,
berufen ſich auf die Unterſchrift von Verſailles und die zum
Londoner Ultimatum. Der galliſche Haß, das welſche Lügen
triumphiert, und Deutſchland ſchweigt. Es zerfleiſcht ſich
ſelbſt, und hohnlachend ſteht der Lügner von jenſeits des Rheins
dabei und wartet auf den Augenblick, der ihm neue hoyhwill-
kommene Beute in die Hlauen bringen wird.

Deutſches Volk, wach auf! Beſinne dich auf dich ſelbſt! Laß
ab vom Brudermord! Du haſt höhere Aufgaben, hier geht es nicht
um den Einzelnen, hier geht es um Geſchlechter und Generationen,
um die ganze Nation! Mit der Wahrheit, mit unſerem Rechte
wollen, müſſen wir kämpfen gegen die franzöſiſche Lüge, den
franzöſiſchen Haß und die franzöſiſche Rachſucht, die uns ver

derben wollen. 2
Ueber die Mohrenwäſche Poincarés in der franzöſiſchen

Kammer liegt folgender Bericht vor:
w. Paris, 7. Juli.

In der Nachmittagsſitzung wurde die Ausſprache über die
Interpellationen betreffend die Kriegsſchuld fortgeſetzt.
Die Kammer beſchloß mit 445 gegen 29 Stimmen, die geſtrige
Rede Vivianis in allen Gemeinden Frankreichs anzuſchlagen.
Als zweiter Jnterpellant ergriff der kommuniſtjiſche Abgeordnete
Marcel Cachin das Wort, um über die Rolle der ruſ-
ſiſchen und der Balkanpolitik Poincarés, über
den Urſprung des Weltkriegs und über die Gefahr zu
ſprechen, die unter den augenblicklichen Umſtänden Poincaré als
Miniſterpräſident heraufbeſchwöre. Die franzöſiſch engliſche
Allianz vor 1914 habe Frankreich Vorteile in Marokko
und England ſolche in Aegypten eingetragen, alſo den Appetit
der anderen europäiſchen Staaten angeregt. Auf dieſe Kriegs
gefahren, die jeden Tag ſtärker geworden ſeien, habe Jaures hin
gewieſen. Cachin verlieſt einen Brief Jswolskis aus dem
Jahr 1912, der beſagt, man beginnt ſich in Paris zu wundern,
daß Rußland keine Vorbereitung treffe, um auf
die Vorbereitungen Oeſterreichs gegenüber Serbien zu ant-
worten. Frankreich habe alſo an einen Krieg ge
dacht, als Rußland noch nicht daran gedacht habe. Jm Jahre
1912 habe man den Botſchafter in Wien Crazier abberufen, weil
er ſich für einen Europäer ausgegeben und pazifiſtiſche Gefühle
gehabt habe. Cachin verlieſt hierauf den Bericht des belgiſchen
Geſandten in Paris vom Jahre 1914, in dem von der nationaliſti
ſchen Politik Poincarés und Millerands geſprochen wird, die
gefahrvoll ſei. Er geht dann auf die Friedensverſuche
Kaiſer Karls von Oeſterreich im Jahre 1917 ein.
Poincaré unterbricht ihn und ſagt, er habe von dieſem Schritt
ſofort Ribot Kenntnis gegeben. Auch am 5. April, ſechs Tage
nach dem Brief des Kaiſers, habe er mit Briand geſprochen.
Cachin erklärte darauf, daß Lloyd George die Frie
densvorſchläge für wichtig gehalten habe. Jn
Frankreich aber habe man ſie fallen laſſen.

Poincaré, mit Beifall begrüßt, erklärt, er geſtehe offen, daß
er nicht wiſſe, worauf er antworten ſolle. Er habe verſucht,
von der langen Anklagerede Vaillant Coutriers etwas zu ver-
ſtehen. Poincaré geht dann näher auf die Dinge ein. Er
macht den Kommuniſten zum Vorwurf, daß ſie
einen Teil der Verantwortlichkeit auf Frank
reich ableiten wollten. Wenn man den ehemaligen
Präſidenten der Republik angreife und alle Regierungen, die um
ihn waren, dann greife man Frankreich ſelbſt an. Man könne
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das feſtſtellen durch die Heftigkeit der Haßkampagne,
die in Deutſchland gegen dieſe Regierungen
und gegen die Urheber des Verſailler Ver
trages entfeſſelt werde. Die Urheber des Ver
trages hätten gewollt, daß der Vertrag voll-
kommen auf einem moraliſchen Gedanken,
nicht nur auf dem Sieg der Waffen beruht.
Dieſer Vertrag baue ſich auf auf die Verantwortlichkeit für Krieg
und die beiden franzöſiſchen Kammern hätten einſtimmig dieſer
Auffaſſung zugeſtimmt. Deutſchland habe verſucht, in England,
in den Vereinigten Staaten und ſelbſt in Frankreich dieſelbe
Kampagne zu entfeſſeln, wie ſie in Deutſchland entfeſſelt worden
ſei, um ſeine Verantwortlichkeit auf andere abzuwälzen.

Briand erhebt ſich und ſagt: Während der Verhand
lungen von London habe Dr. Simons die Verant-
wortlichkeitsfrage aufwerfen wollen; die Alliierten
hätten Deutſchland ein Ultimatum übermittelt und nicht nur die
deutſchen Unterhändler, ſondern auch die Mitglieder der deutſchen
Nationalverſammlung hätten noch einmal die Kriegsverantwort-
lichkeit übernommen. (Beifall.)

Poincareée dankt Briand und erinnert daran, daß er 1912
keine perſönliche Politik und auch keine kriegeriſche
Politik betrieben habe. Er habe ſeine Kollegen im Miniſte
rium ſtändig auf dem Laufenden über ſeine Handlung einen
Das von ihm gebildete Kabinett habe als erſte Handlung einen
Akt des Entgegenkommens gegen Deutſchland
vollzogen dadurch, daß es den Vertrag von 1911 habe ratifizieren
laſſen. Die Politik, die ſein Miniſterium 1912 verfolgt habe, ſei
eine Politik europäiſcher Staaten geweſen. Poincaré erwähnt
mehrere Schritte des franzöſiſchen Botſchafters in Wien, um die
Mitwirkung aller Mächte bei der Löſung der in Europa auf-
getauchten Probleme zu erreichen und geht dann auf die Be
hauptungen betreffend Jswolski über und erklärt, daß dieſer
Botſchafter keinen Einfluß auf die Haltung Frankreichs gehabt
habe, das immer die Politik der Annäherung an ganz Europa
verfolgt habe. Er erinnert an die Bemühungen Frankreichs, den
Balkankonflikt 1912 örtlich zu beſchränken und aufzu-
halten. Poincaré kommt dann zu den Ereigniſſen von 1914.
Er erinnert daran, daß die franzöſiſche Regierung ſo wenig an
einen Krieg dachte, daß er, Poincaré, mit Viviani nach Rußland
reiſte und daß ſie mitten in der Oſtſee erſt die ernſten Ereigniſſe
erfuhren. Er verlieſt ſeinen Brief an den König von England,
in welchem er die Anſicht ausſprach, daß mit Rückſicht auf die
intenſiven Vorbereitungen Deutſchlands, wenn England, Frank
reich und Rußland den Eindruck einer ſtarken Einigkeit gäben,
große Ausſichten vorhanden wären, daß der Frieden nicht geſtört

werde. Frankreich habe alles getan, um
Europa und der Welt dieſe Kataſtrophe zu er
ſparen. (Langandauernder Beifall.)

Poincaré erinnerte weiter an die Erklärungen des
Freiherrn v. Schoen, worin behauptet wurde, daß franzöſiſche
Flugzeuge über deutſches Gebiet geflogen ſeien, während Frank-
reich ſeine Truppen zurückzog. Er verlieſt die Bedingungen, die
Deutſchland für die Neutralität Frankreichs aufſtellte und nennt
ſie beſchämend. Deutſchland erwartete nicht einmal eine
Antwort, ſondern erklärte Frankreich den Krieg. Der Redner
weiſt darauf hin, wie großartig die Antwort des Königs der
Velgier auf die Vorſchläge Deutſchlands war. (Die Kammer
jubelte bei dieſen Worten dem anweſenden belgiſchen Bot-
ſchafter zu

Poincareé erinnert dann an die Einſtimmigkeit der Kam
mer, einſchließlich der Sozialiſten, welcher der Mit-

teilung des Präſidenten und der Rede Vivianis, wonach Frank-
reich keine Schuld am Kriege trage, zuſtimmten. Er
geht dann zu den Anſchuldigungen über, daß er die Möglich-
keit eines Friedens während des Krieges zurückgewieſen
habe. Er erinnert an die Vorſchkäge Kaiſer Karls,
welche der Prinz Sixtus von Bourbon übermittelte. Vorſchläge,
die man nicht habe in Betracht ziehen können, da Oeſterreich von
den deutſchen Truppen beſetzt war. Deutſchland ſtimmte den
Vorſchlägen, die es nicht kannte, keineswegs zu. Uebrigens ent
hielten dieſe Vorſchläge durchaus keine Vorteile für Jtalien und
Frankreich habe nicht gegen das Abkommen von 1915 verſtoßen
und an einen Frieden ohne Jtalien denken können. Poincare
weiſt darauf hin, daß ſich die Kommuniſten über das Protvokoll der
Zuſammenkunft von Lloyd George, Sonino und Ribot am
14. April 1917 abfällig geäußert hätten, in welchem die Prüfung
des Vorſchlages eines Separatfriedens mit Oeſterreich erwähnt
wurde, und die Anſicht der drei Miniſter, daß eine derartige Be
ſprechung als beſonders gefährlich für den Bund der Alliierten zu
betrachten ſei.

Painleve greift bei dieſen Worten Poincarés ein und
erklärt, daß Sonino auf die ernſten inneren Folgen hingewieſen
habe, die daraus entſtänden, wenn Jtalien nur das erhalten
würde, was Bülow ſchon für ſeine Neutralität geboten habe.
Außerdem würde Deutſchland Oeſterreich nicht ge-
ſtattet haben, die elſaß-lothringiſche Frage auf-
zurollen. Oeſterreich und Deutſchland würden verbündet ge-
blieben ſein, während das verratene Jtalien Frankreich aufge-
geben hätte. Painlevé ſchließt, die Friedensverhandlungen von
1917 würden zu einem Unglück geführt haben. Er verlieſt zum
Schluß die von der franzöſiſchen Kammer mit Einſchluß von
Sembat und Cachin einſtimmig angenommene Entſchließung
worin der Wille Frankreichs ausgedrückt wurde, die Verbindung
Frankreichs und Jtaliens unlöslich zu geſtalten.

Poincaré beſtätigt die Erklärungen Painlevés und fügte
hinzu, er könne über die perſönlichen Beleidigungen hinweg-
gehen, er könne aber nicht die Wirkungen dieſer Angriffe auf
die Alliierten außer acht laſſen. 16 Nationen hätten Frankreich
Gerechtigkeit widerfahren laſſen und ihm in ſeinem Kampſe recht
gegeben und den Frieden von Verſailles unterzeichnet, der nicht
nur teilweiſe, ſondern die ausſchließliche Verantwortung Deutſch
lands feſtſtelle. Dieſe Nationen hätten nicht an der Seite Frank-
reichs gekämpft, wenn Frankreich auch nur zu einem geringen
Teile Schuld gehabt hätte. Die deutſche Propaganda wolle den
Glauben erwecken, daß Frankreich täuſche. Poincaré erklärt es
für beſchämend und erbärmlich, daß einige irregeleitete Fran-
zoſen dieſe Propaganda unterſtützten. Das ganze Land aber be
trachte in ſeinem unerſchütterlichen und geſunden Verſtand das
Verhalten dieſer Jrregeleiteten als eine Beleidigung des
Vaterlandes. Die Kammer erhob ſich und jubelte Poincaré
zu. Die Abgeordneten aller Parteien eilten zu den Plätzen der
Regierungen und beglückwünſchten die Redner.

Die vom Alterspräſidenten Jules Siegfried mit Unter
ſtützung von Arago, Barréès, de Caſtelnau und des Radikalen
Renard eingebrachte Tagesordnung, die mit 532 gegen 65 Stim
men von der Kammer angenommen worden iſt, lautet:

Die Kammer tadelt und weiſt mit der ganzen Kraft ihrer
Verachtung die Verleumdungskampagne zurück, die zu
Gunſten Deutſchlands organiſiert worden iſt, um auf
Frankreich die Kriegsverantwortung abzuwälzen trotz der über
zeugenden Tatſache des kategoriſchen Zugeſtändniſſes, das im Ber
ſailler Vertrage gegengezeichnet iſt und das der Reichstag in ſeiner
Sitzung vom 10. Mai 1921 formell beſtätigt hat. Die Kammer

lehnt jeden weiteren Zuſatz ab und geht zur Tagesordnung über.

Die Amneſtie in Preußen
Das Geſetz vom Landtag angenommen

w. Berlin, 7. Juli.
Das Geſetz zur Aenderung der Teuerungszuſchläge

bei den Gebühren der Notare und Rechtsanwälte wird in allen
drei Leſungen angenommen. Das Geſetz zur Abänderung
des Mittelſchullehrerdienſteinkommengeſetzes
vom Januar 1921 wird unter Ablehnung aller dazu geſtellten
Abänderungsanträge in Form der Regierungsvor-
lage in zweiter und dritter Leſung enge-
nommen.Auch die Geſetzentwürfe betreffend die Regelung des
Selbſtändigkeitsrechtes der Provinz Ober-
ſchleſien und über die vorläufige Regelung der Verwaltung
in den zum Abſtimmungsgebiet gehörenden Kommunalverbänden
werden in zweiter Leſung angenommen.

Es folgt die Weiterberatung der Geſetzentwürfe über den
Schutz der Republik in Verbindung mit der Amneſtie und dem
Diſgziplinarrecht. Zunächſt wird die Einzeldergtung der
Amneſtie vorlage vorgenommen.

Frau Abg. Woilffſtein (Komm.) fordert Ausdehnung der
Amneſtie auch auf die Zeit vor dem Kapp-Putſch. Wenn man
die Kappiſten freilaſſen wolle, müſſe das auch den Tauſenden von
Opfern einer regktionären Juſtiz aus der früheren Zeit zugute-
kommen.

Abg. Dr. Seelmann (Dn.) wart voreiner zu weit
gehenden Amneſtie. Speziell würde die Amneſtie-

rung für den Eiſenbahnerſtreik ein Freibrief für
künftige Fälle ſein.

Abg. Heilmann (S.) betont, wer das Geſetz lohal auslege,
dem ſei es völlig klar, daß es ſich nicht um ein Geſetz für Kapp-
rerbrecher handle, ſondern nur um Vergehen, die mit der Ab-
wehr des Kapp-Putſches im Zuſammenhang ſtehen.

Abg. Dr. Meyer- Oſtpreußen (Komm.) erwidert, die Spitzen-
verbände der Gewerkſchaften hätten den Arbeitern weitgehende
Verſprechungen gemacht und die Sozialdemokraten ſollten ſich
ihrer Macht bewußt ſein.

Zu S 1 wird ein Antrag der Kommuniſten auf
weiteſte Ausdehnung der Amneſtie mit 167 gegen 138 Stimmen
unter Pfuirufen der äußerſten Linken abgelehnt und der
grundlegende 1 ſodann gegen die Stimmen der
Deutſchnationalen angenommen.F 3, der die Straftaten aus Anlaß des Eiſen
bahnerſtreiks in das e einbeziehen will, wird in
namentlicher Abſtimmung mit 172 gegen 144 Stimmen abge
lehnt. (Erneute Proteftkundgebung links.)

8 4 ſteht die Fälle dor, in denen n r n t
gsatdährt wird, und bezieht ſich au o heitsdor-brechen, Raub, Notzucht und randſtiftung.

Wanne Panlu W Jul.
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Unker erneuten Prokeſten der Außerſten Linken
werden die einzelnen Arten von Verbrechen, die nicht ſtraffret
bleiben ſollen, der Vorlage angenommen und dann
der ganze Z 4 mit 271 gegen 48 Stimmen angenommen.

Schließlich wird das ganze Amneſtiegeſetz unter Ablehnung
der von den Kommuniſten zu den einzelnen Paragraphen ge
ſtellten Erweiterungsanträge angenommen. Das Geſetz wird
mit dem Tage der Verkündigung in Kraft treten.

Nunmehr kommen die Anträge über das Diſziplinar-
geſetz für nichtrichterliche Beamte zur Debatte.Dr. Seclmann (Dn.) tritt dafür ein, den Beamten die
Freiheit nicht zu nehmen, die ſie bisher hatten. Jm übrigen ſei
zas Geſetz vollkommen unklar, wenn im F 1 von Verletzung
der Beamtenpflicht geſprochen wird, die in der demonſtrativen
oder tatoriſchen Förderung monarchiſtiſcher Beſtrebungen
Begen ſollen. Kein Richter könne mit einer ſolchen Beſtimmung
etwas anfangen.

Dem Abg. Katz (Kom.) geht das Geſetz nicht weit genug.
Er verlangt eine gründliche Säuberung der Be
amtenſchaft.

Artikel 1 wird ſodann unter Einfügung eines Antrages der
Demokraten angenommen, wonach die Worte „demonſtrativ
oder agitatoriſch“ erſetzt werden durch „gehäſſig und auf
reizend“. Zum Artikel 2 über Dienſtentlaſſung wird be-
ſchloſſen, das Wort Entlaſſung durch Entfernung aus
dem Amt“ zu erſetzen. Auch Art. 5, der beſtimmt, daß der
Mira vof aus ſieben Mitgliedern beſtehen ſoll, von denen
zwei Richter des Kammergerichts ſind, wird angenommen,
ebenſo der Reſt des Geſetze s.

Es folgt das Diſziplingargeſetz der Richter. Ein
Antrag Porſch (Ztr.) und von Kampe (D. Vp.). von den Mit-
gliedern des Diſziplinarſengats drei von dem Präſidenten des
Kammergerichts aus deſſen Mitgliedern zu ernennen, die übri
gen ſechs aber aus der Zahl der preußiſchen Richter vom
Staatsminiſterium berufen zu laſſen, wird mit 176 gegen 152
Stimmen angenommen. Das Geſetz wird in zweiter
Leſung erledigt.

Es folgt die dritte Leſung des Etats.
Abg. Kähler (Dn.) lehnt den Etat ab, um der Regie

rung, nicht den Miniſtern perſönlich das Miß
trauen auszuſprechen, weil ſie zu Ausnahmegeſetzen greifen
müſſe, Rebner proteſtiert gegen das Verbot der
Regimentsfeiern ſowie der Vereinigungen alter
Offiziere und Soldaten. Er proteſtiert auch gegen
die Auflöſung der Hochſchulringe, denen auch
katholiſche Studentenvereinigungen angehörten. Seine Partei
habe nichts zu verkleiſtern. Sie habe gegen den Abg.
von Henning einen Unterſuchungsausſchuß eingeſetzt. Aber
mit Ausnahmegeſetzen werde das politiſche Leben nicht ent
giftet. Die Anwendung dieſer Geſetze führe zum Selbſt
mord des Staates.

Abg. Heilmann (Soz.) proteſtiert dagegen, daß man die
Sozialdemokratie von 1878 in Parallele ſtelle mit den heutigen
Deutſchnationgalen. Das Sozialiſtengeſetz hetzte Tauſende Un
ſchuldige in Tod und Elend, denn mit Hödel und Nobiring
hätten die Sozialiſten nichts zu tun. Der Attentäter auf Har
den ſei von der deutſchevölkiſchen Organiſation bezahlt worden.
Der Veranlaſſer des Ueberfalls ſei geſtändig. Die Rechte habe
ſomit kein Recht. Proteſt zu erheben.

In der Spezialberatung fordert beim Kultusetat
Abg. Häniſch (Soz.) eine ſofortige Hochſchulreform.

Der Senat der Univerſität Halle hat ſeine Befugniſſe über
ſchritten, indem er eine Rede des Abg. Waentig zenſuriert habe.
Auf eine Beſchwerde des

Abg. Dr. Weil (U. S. P.) über eine Berliner Schule, in der
als Prüfungsthema geſtellt worden ſei: „Warum verdient die
Revolution von 1918 lächerlich genannt zu werden ſagt

Miniſter Dr. Bölitz Einforderung eines Berichtes über
dieſen Fall zu und erklärt, daß er nie irgendwelche Hetze in der

e zulaſſen werde.
Der Geſamtetat und der Etat für die Schupo werden end

giltig angenommen, desgleichen das Geſetz über die Verwaltung
von Helgoland.

Morgen vormittag 10 Uhr kleinere Vorlagen.

Die Reichswehr
Deutſcher Reichstag

w. Berlin, 7. Juli.
Eingegangen iſt ein Geſetz über die Pflichten der Be

amten zum Schutze der Republik. Die Beſprechung
der Jnterpellationen über die Selbſtſchutzorganiſatio-
nen uſw. wird fortgeſetzt.

Abg. Henſel (Dn.) vollendet ſeine geſtern abgebrochene
Rede, während die Linksparteien den Saal ver-
laſſen. Er mahnt zur Einigkeit. Die Einigkeit in Oſt
preußen habe dieſes vor den Polen gerettet.

Abg. Götz (Dem.) proteſtiert im Namen des deutſchen
Volkes gegen die Dolchſtoßlegende. Wir alle hätten
das Gefühl gehabt, unſere Pflicht zu tun, im Felde und daheim.
Auch die Reichswehr ſei unſer Heer, auch da ſeien unſere Jun
gen. Zu einem ſolchen Heere gehört aber Manneszucht
und militäriſche Tüchtigkeit. Dieſe aber lerne die
Reichswehr gerade von den Offizieren und Unteroffizieren der
alten Armee. Die Republik brauche das Heer und dieſem
Heer müſſe klar gemacht werden, daß es für die Republik zu
arbeiten habe. Er tritt ſodann energiſch für den Reichs
wehrminiſter Geßler ein. Er habe die Auflöſung der
alten Formationen und die Entlaſſung vieler Tauſender von
Offizieren und Unteroffizieren ſehr geſchickt durchgeführt. Jhm
ſei es zu danken, wenn die heutige Reichswehr ſich wieder wie
früher ſehen laſſen könne. Die höheren Offiziere der Reichs
wehr, die im Herzen noch monarchiſch ſeien, könnten noch nicht
entlaſſen werden, da für ſie noch kein Erſatz da ſei. Aber die
Liſte derjenigen, die entlaſſen werden mußten, weil ſie nicht

ſei groß. Die
höheren Offiziere ſeien alle der Neberzengung, daß es für
jeden Vaterlandsfreund nur eins gebe: Mitzuarbeiten und ſich
der Repußhlik zur Verfügung zu ſtellen. „Wir ſind nicht ſo ner-
vös wie Sie auf der Linken“. Wenn wir bei jeder ſchwarz-
weißroten Fahne ſchreien wollten: Die Republik iſt in Gefahr,
dann iſt dieſe Republik keinen Pfennig wert. Wir
ſprechen dem Reichswehrminiſter und den Führern der
Reichswehr unſer Vertrauen aus.

Abg. Dr. David (Soz.) betkont. er habe unter ſeine Ver-
ehrung für Hindenburg einen Strich gemacht am 18. November
1919, als Hindenburg im Unterſuchungsonsſchuß die Dolchſtoß-
lüge von ſi aus aufgenommen habe. Die Reichswehr ſei
heute ein Fremdkörver im revubſjſkaniſchen Stagtsorganis-
mus, der lebendig gefährlich werden könnte. Auch die Sozial
demokratie wolle keine parteivolitiſche Einſtellung der Reichs
wehr, aber ſie müſſe auf dem Boden der Revubliff ſtehen.
Statt deſſen werde im Offizierkorvs der antirepublifaniſche
Geiſt gepflegt und nur die monarchiſtiſche Geſinnung gelte als
geſellſchaftsfähig. Der feſte Wiſle der Arbeiterdemokratie: „Nie
wieder Krieg“ unterſtükt die Regierung auf ihrem Wege zu
leiſten, was ſie leiſten könne, um ſo auch die Gegner aVmäblich
zu einer beſſeren Veberzeugung kommen zu laſſen. Die Beit
der Monarchen, die durch die Jahrhunderte die Geſchicke des
Volkes zu ihrem eigenen Vorteil gelenkt hätten, ſei vorßber.
Moderne Staaten könnten nicht durch landesväterliche Huld
regiert werden, ſondern müßten geführt ſein von politiſchen
Fachmännern, die ſich auf das Vertrauen des Volkes ſtüben,

und Di wie Wilhelm II. Bis-nicht von

chen hat im Laufe des letzten Sommers Leopre

marcks Erinnerungen m drilten Band ſeien das beſte Zeugnis
für die Unmöglichkeit eines deutſchen Monarchen.

Abg. Fröhlich (Kom.): Was ſollen uns Lobreden us ber
Hort der Reaktion? Was die hiſtoriſche Ergänzung der Schul
bücher? Jetzt gilt es, denen da drüben rechts
aufs Maul zu ſchlagen. Wir haben keinen Reichswehr-
miniſter, ſondern einen Kriegsminiſter und der heißt Seeckt.
Die geſtrige Erklärung dieſes Herrn war mit Lügen geſpickt.
Die Arbeiterſ in Königsberg iſt provoziert worden.

Meier-Zwickau (S.): Das Gerücht von der Errichtung
eines Volkstribunals in Zwickau iſt falſch. Es hat zwei Tote
und 29 Verwundete gegeben. Miniſter Lipinski ſei inter
niert worden. Die Demonſtration ſelbſt verlief ohne Zwiſchen
fall, erſt nachher hat ein Arzt auf die ſich verlaufenden Demon-
ſtranten aus ſeinem Fenſter geſchoſſen. Er hat die Mißver
ſtänd niſſe veranlaßt.

Abg. Dr. Becker- Heſſen (D. Vp.) beantragt Vertagung. Von
rechts wird die Beſchlußfähigkeit des Haufes bezweifelt.

Nächſte Sitzung Montag 5 Uhr: Jnterpellationen über Un
ruhen in Thüringen Jnterpellation Becker- Heſſen wegen
der Darmſtädter Vorgänge, zweite Leſung des Repu
blik-Schutzgeſetzes.

Dem Rechtsausſchuß des Reichstages iſt vom Unterausſchuß
eine Reihe von Vorſchlägen für die Faſſung des Eeſetzes zum
Schutze der Republik vorgelegt worden. Mit den Vorſchlägen
hat man ne die zahlreichen Anträge der verſchiedenen Par
teien zu dem Geſetzenkwurf einander möglichſt anzunähern und
zu einem einheitlichen Ganzen zu verſchmelzen. Trotz der aus-
gleichenden Arbeit des Unterausſchuſſes führten die Vorſchläge
noch im Rechtsausſchuß zu einer längeren Debatte.

Jm Steuerausſchuß des Reichstags wurde die erſte Leſung
des Geſetzentwurfs zur Aenderung des Erbſchaftsſteuergeſetzes
beendet. Angenommen wurde der vom Abg. Herold (Z.) bean
tragte Tarif Danach beträgt die Steuer für Klaſſe 1 425, 2 59,
3 625, 4 896 und 5 1295. Der Steuerſatz erhöht ſich, wenn der
Wert des Erwerbs 100 000 Mark überſteigt, um 10 25 bis zum
Betrage von 3 Millionen und darüber hinaus bis zu einem
Geſamtanfall von 5 Millionen, für je weitere 400 000 Mark um
je 2025. Ein Antrag Criſpien (U.) auf Abänderung des Ein-
kommenſteuergeſetzes wird angenommen. Abg. Volkmann (U.)
begründete den Antrag und erklärte ſich mit der Erhöhung der
1025- Grenze auf 100 000 Mark einverſtanden.

Leoprechting und die Reichsregierung

w. Berlin, 7. Juli.
Von zuſtändiger Seite wird uns mitgeteilt: Jn dem Hoch-

verratsprogeß gegen den Freiherrn von Leoprechting iſt in
verſchiedenen bayeriſchen Blättern, offenbar in Uebereinſtimmung
mit der Anklageſchrift, über Beziehungen des Verurteilten zu
amtlichen Berliner Stellen folgendes berichtet worden:

Leoprechting ſei mit ſeinen Denkſchriften über die ſepara-
tiſtiſchen Strömungen in Bayern und über eine
monarchiſtiſche Gefahr in Bayern nicht nur an den
Münchener Vertreter der Reichsregierung, ſondern auch an den
Reichskanzler, an den Chef der Reichskanzlei und an den Chef der
Preſſeabteilung der Reichsregierung herangetreten. Er habe das
vollſte Vertrauen der genannten Behörden gewonnen und nam-
hafte Geldbeträge zur Unterſtützung ſeiner angeblichen reichs
treuen Betätigung in München überwieſen erhalten. Hierbei ſei
es Leoprechting auch gelungen, planmätzig von der Reichspreſſe
abteilung fortlaufend in den Beſitz wichtiger Nachrichten zu ge
langen. Eine Münchener Zeitung kommentiert dieſen Teil ihres
Prozeßberichtes durch die Ueberſchrift: Reichsſtellen zahlen an
Leoprechting große Summen zur Beſpitzelung Bayerns“. Auch
andere Blätter beſprechen die Beziehungen, die Leoprechting zur
Reichsregierung unterhalten haben ſoll, in dem Sinne, als ob
amtliche Berliner Reichsſtellen ſich Leoprechtings bedient hätten,
um eine illegale Ueberwachung der baheriſchen Politik
und der bayeriſchen Zuſtände zu begünſtigen. Die Reichsregierung
legt gegenüber dieſen Berichten und Kommentaren den größten
Wert darauf, der bayeriſchen Oeffentlichkeit vollſte Aufklä-
rung über die tatſächlichen Vorgänge zu geben.

Der Vertreter der Reichsregierung in Mün-
ting meh

rere Male empfangen, wogegen um ſo weniger Bedenken vor
lagen, als Leoprechting auch in amtlichen bayeriſchen Preſſeſtellen
häufig verkehrte. Jn dieſen Unterredungen machte Leoprechting
dem Grafen Zech Mitteilung von verſchiedenen Vor

ängen geſchäftlicher Natur bei verſchiedenen Münchener
eitungen. Politiſche Mitteilungen hat Leoprechting vom Grafen

Zech niemals empfangen. Um dieſelbe Zeit ließ ſich Leoprechting
in Berlin in der Reichskanzlei, wo ſeine Perſönlichkeit nicht be-
kannt war, melden, um vom Reichskanzler empfangen zu werden.
Wie es in ſolchen Fällen üblich iſt, wurde er vom Staats
ſekretärempfangen. Der Staatsſekretär beſchränkte ſich
darauf, ihn anzuhören; irgendeine Bedeutung wurde dem Beſuch
nicht beigemeſſen, ebenſowenig, wie eine politiſche Folgerung
daraus gezogen wurde. Der Chef der Preſſeabteilung der Reichs-
regierung empfing Leoprechting um dieſelbe Zeit, ein Vorgang,
der um ſo wenige auffällig iſt, als Leopechting ſich als Beauf-
tragter eines in der Bildung begriffenen bayeriſchen Zeitungs
konzerns vorſtellte. Bei einem weiteren Beſuch wurde Leoprechting
vom Leiter der Preſſeabteilung nicht mehr empfangen. Eine
Denkſchrift über die politiſchen Zuſtände in Bayern, die von ihm
einlief, in der lediglich die damals von linksradikaler Seite über
die bayeriſchen Zuſtände verbreiteten Mitteilungen wiederholt und
fortgeſponnen wurden, wurde, wie viele ſolche Eingänge, lediglich
zur Kenntnis genommen, ohne daß man ihr eine Bedeutung zu
maß. Eine Geldunterſtützung für ſeine perſönliche poli
tiſche Betätigung in Bayern hat Leoprechting von der Preſſe
abteilung der Reichsregierung niemals erhalten. Eine
von ihm herausgegebene Korreſpondenz wurde, wie viele andere
Zeitungskorreſpondenzen, von der Preſſeabteilung im normalen
Abonnementswege bezahlt. Als ſich im Herbſt des letzten Jahres
der Verdacht ergab, daß Leoprechting zwar an ſich richtige An
gaben über den bayeriſchen Zeitungskonzern gemacht, ſich jedoch
fälſchlich als Vertrauensmann der betreffenden Kreiſe eingeführt
hatte, erging von dem Leiter der Preſſeabteilung an die nachge
ordneten Stellen eine Warnung vor Leoprechting, der daraufhin
nicht mehr empfangen wurde. Jrgendwelche Mitteilungen poli-
tiſcher oder vertraulicher Natur hat Leoprechting auch in der
Preſſeabteilung niemals erhalten. Aus dieſer Darſtellung ergibt
ſich folgendes:

1. Der Reichskanzler hat zu Leoprechting keinerlei Beziehun
gen gehabt.

2. Der Vertreter der Reichsregierung in Bayern hat mit Leo
prechting keinerlei gegen die Pflichten des Reiches gegen Bayern
verſtoßende Beziehungen gepflogen.

3. Der Chef der Reichskanzlei hat Leoprechting lediglich wie
andere Beſucher empfangen, um ſein Anliegen feſtzuſtellen. Die
Tatſache, daß ein weiterer Empfang nicht ſtattfand, zeigt, daß
weder der Perſon noch den Mitteilungen Leoprechtings irgendeine
Bedeutung beigemeſſen wurde.

4. Der Chef der Reichspreſſeabteilung hat Leoprechting ledig-
lich als Journaliſten empfangen, wie dies in den Kreis ſeiner amt-
lichen Aufgaben gehört. Als ſich der Verdacht ergab, daß Leo-
prechting zu Mitteilungen über einen Vorgang im Zeitungsweſen
nicht legitimiert war, wurde der Verkehr der Reichspreſſeabteilung
mit Leovrechting abgebrochen.

Es wurden Leoprechting zu ſeiner Tätigkeit als politiſcher
Scene von keiner Reichsſtelle irgendwelche Mittel zur Verfügung
geſtellt.

6. Von keiner Reichsſtelle wurden Leoprechting politiſche Mit-
teilungen von irgendwelcher Wichtigkeit gemacht.

Nach dieſen Feſtſtell
behoben, daß die Behauptung völlig unhaltbar iſt, der wegen Hoch
verrats veurteilte Freiherr von Leoprechting ſei von der Reichs

iſt hoffen

regierung zur Beſpitzelung Bayerns oder zu einer
anderen illohalen Betätigung in Bayern benutzt worden. Die
Reichsregierung bedauert dieſen die bayeriſche offentliche Mei-
nung mit Recht beunruhigenden Kommentar eines Teiles der
bayeriſchen Preſſe umſomehr, als ſie ſchon im vergangenen Früh-
jahr in einer Ausſprache mit Vertretern der bayeriſchen Re
gierung Gelegenheit hatte, dieſelben Feſtſtellu zu machen, und
ſomit die baheriſche Regierung über die Grundloſigkeit der gegen
die genannten Reichsbehörden erhobenen Vorwürfe aufzuklären.

Die Deutſche Volkspartei iſt bereit
W. Berlin, 7. Juli.

Auf die geſtrige Anfrage des Zentrums und der
Demokraten an die Deutſche Volkspartei, ob dieſe
bereit ſei, in die Regierung einzutreten, hat die Deutſche
Volkspartei, von dem Grundgedanken ausgehend, der in
dem Brief des Zentrums und der Demokratiſchen Partei aus
gedrückt war, einmütig beſchloſſen, ſich grundſätzlich zum
Eintritt in die Regierung bereit zu erklären.

Hilfsbanknoten
w. Berlin, 7. Juli.

Infolge des Buchdruckerſtreiks iſt die Reichsdruckerei
trotz Lohnforderungsbewilligung noch im Aus-
ſt ande. Die Reichsbank mußte die Herſtellung von
Banknoten vorübergehend einſtellen und ſieht ihre Vor
räte wegen des ſtarken Verbrauchs in der vorigen Woche zum
Vierteljahrsſchluß nahezu verbraucht. Die Stockung ſoll
durch Ausgabe von Hilfsbanknoten zu 500 Marbeſeitigt werden, die in der nächſten Woche ausgegeben werden.

5wei Tote in 5wickau
w. Dresden, 7. Juli.

Jn Zwickau ſind, wie uns von zuſtändiger Stelle mit
geteilt wird, nur zwei Tote als Opfer der letzten Aus-
ſchreitungen zu verzeichnen. Einer davon wird heute in Zwickau,
der andere auswärts beerdigt. Die dem Miniſter des Jnnern
zuerſt zugegangenen Berichte, die er in ſeiner geſtrigen
rede verwendet hatte, haben ſich in bezug auf die Zahl der Opfer
erfreulicherweiſe als unrichtig erwieſen. An der Beerdigung der
beiden Toten nehmen Abordnungen der Partei und der Gewerk
ſchaften teil.

Aus aller Welt
Der Reichspräſident hat auf Grund des Art. 48, Abſ. 3 dert

Reichsverfaſſung zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicher
heit und Ordnung in der Wrovinz Niederſchleſien ſowie in den
jeweils nicht mehr beſetzten Teilen der Provinz Oberſchleſien am
4. Juli eine Verordnung erlaſſen, durch die Art. 114 der Reichs
verfaſſung vorübergehend außer Kraft geſetzt wird.

Brennende Tagebauten. Senftenberg, 7. Juli. Jn-
folge der anhaltenden Hitze ſind die Tagebauten der Gruben
Bertha und Friedrich Ernſt in Brand geraten.

afenarbeiterſtreik. Königsberg i. Pr., 7. Juli. Geſtern
nachmittag legten die Hafenarbeiter die Arbeit nieder.

Esp. Evangeliſche Biſchofsweihe. Die Weihe der beiden neu
gewählten Biſchöfe der lettländiſchen Kirche: Biſchof K. Jrbe, der
den lettiſchen, und Biſchof D. P. G. Poelchau, der den deutſchen
Gemeinden vorſteht, findet am 16. Juli in Riga ſtatt und zwar
durch den ſchwediſchen Erzbiſchof D. Dr. Soederblom. Um Mit
wirkung bei der feierlichen Handlung wurden durch ein gemein
ſames Schreiben beider Biſchöfe der Vorſitzende des Zentralvor-
ſtandes des GuſtavAdolf-Vereins, D. Rentorff in Szivgig und
der Präſident des Deutſchen Evang. Kirchenbundes, D. Moeller,
eingeladen. Beides ein Ausdruck der freundſchaftlichen Be
ziehungen zwiſchen den evangeliſchen Kirchen Deutſchlands und
der lettländiſchen Kirche.

Esp. Katholiſche Abſichten auf das Kloſter Chorin. Die An
zeichen mehren ſich, daß auf katholiſcher Seite Beſtrebungen im
Gange ſind, das Kloſter Chorin in der Mark Brandenburg wieder
in den Beſitz der katholiſchen Kirche zu bringen: ſei es der
Jeſuiten oder der Benediktiner. Trotz aller Beruhigungsverſuche
der Behörden ſteht feſt, daß ſchon vor längerer Zeit ein Ordens
angehöriger einen Redakteur in Eberswalde aufgeſucht und ihn
gebeten hat, von einer bevorſtehenden Ueberlaſſung der Kloſter
ruine an ſeinen Orden nichts vorzeitig in die Zeitung zu bringen.

Alte deutſche Fem- und Gerichts-Bäume. Wohl der älteſte
Baum Weſtfalens iſt die alte ehrwürdige Linde in Dortmund.
Der Baum iſt im Abſterben, trotzdem alles verſucht wird, ihn zu
erhalten. Sein Alter dürfte auf mindeſtens 1300 bis 1350 Jahre
geſchätzt werden. Es ſteht jedenfalls geſchichtlich feſt, daß das
Femgericht unter Leitung der weſtfäliſchen, die Gerichtsbarkeit
ausübenden Freigrafen im Jahre 1545 unter dieſe Linde ver
legt worden war. Damals ſchen verehrte man dieſen Baum
rieſen als eine tauſendjährige Linde. Die Lindenbäume können
nachweislich ſehr alt werden, denn es ſteht feſt, daß die gewaltige
Sommerlinde in Donndorf bei Bayreuth, deren Alter 1250 Jahre
überſchritten hat, noch immer langſam ihr Wachstum fortſetzt.
Eine ähnliche alte Linde iſt die Opferlinde bei Soeſt. Die heid-
niſchen Vorfahren Weſtfalens haben hier noch geopfert und ihr
Opfermahl unter der Linde gehalten. Man ſchätzt daher das
Alter dieſer Linde auf 1100 bis 1200 Jahre. Auch Paderborn
beſitzt noch drei vralte Linden. Die beiden Linden auf dem
dort haben gleichfalls ein Alter von 1000 bis 1100 Jahre
hinter ſich.

Das teure Sterben. Die ruſſiſche Regierung hat die Be
gräbniskoſten neu feſtgeſetzt und zwar auf zwei Millionen Rubel
für einen Erwachſenen und auf eine Million Rubel für eine
Kinderleiche.

Eine Krokodilfarm befindet ſich in der amerikaniſchen Film
ſtadt Los Angelos. Dort hat ein Jnduſtrieller eine Alligatoren
zucht größten Stils eingerichtet. Nicht weniger als achttauſend
Krokodile allen Alters befinden ſich in dieſer, auf der Welt wohl
einzig daſtehenden Farm. BVaſſins aller Größen und Formen
dienen den Tieren zum Aufenthalt. Das älteſte und größte
Krokodil beſitzt ein Alter von ſchätzungsweiſe zweihundert Jahren.
Die Produktion der Farm wird an Menagerien und zoologiſchen
Gärten abgeführt. Minder wertvolle Exemplare dagegen werden
getötet und ihre Haut zu Krokodilleder verarbeitet. Der Ge
winn, den der Beſitzer aus ſeiner Farm zieht, ſoll außerordent
lich hoch ſein.

Rezitation als Mittel gegen die Seekrankheit. Wie engliſche
Blätter berichten, gelang es kürzlich dem Schriftſteller Henry
Sidgwick, der auf der kurzen Fahrt zwiſchen Dover und Calais
hart unter der Seekrankheit zu leiden hatte, ſich über dieſe durch
das Mittel hinzegzutäuſchen, daß er mit „großem Pathos und
lebhaften Geſtickulationen“ zweitauſend Verſe engliſcher Dichter
aufſagte. Als er fertig war, war auch die Fahrt zu Ende, und er
konnte bekennen, daß er ſich der Krankheit gar nicht recht be
wußt geworden war. Macauly hat auf der Reiſe zwiſchenHolyhead und Dublin eine ähnliche Erfahrung genav Er
fuhr bei ſtürmiſchem Wetter und kämpfte verzweifelt gegen die
Seekrankheit. „Da ich nicht leſen konnte“, bekannte er, „be
diente ich mich eines ausgezeichneten Erſatzmittels. Jch nahm
in meinem Kopf das ganze „Verlorene Paradies“ durch, und ich
war mit der Hälfte fertig, als die Reiſe zu Ende war.“ Bei Ma
caulays ausgezeichnetem Gedächtnis hätte ex getroſt big zu den
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eben nie gefühlt,

Halle und Amgebung
Halle, 8. Juli.

Gegen jegliche Ausnahmeverordnung?
Der Deutſche Arbeiterbund, Sekretariat Halle, ſchreibt uns:

„Die letzte Sekretärkonfereng des Deutſchen Arbeiterbundes faßte
re Entſchließung: „Die heute verſammelten Vertreter des

A. B. ſtellen feſt, daß die ſozialiſtiſchen Parteien die ſogenannte
der ſozialiſtiſchen Belange“ in der deutſchen Republik

der Arbeiterſchaft zu übertragen, ſich anſchicken. Nachdem die
Unzufriedenheit der Arbeiter durch die Folgen des Verſailler Ver
trages bis tief in die ſoziauiſtiſch orientierte e ge
drungen iſt, was aus den Beſchlüſſen des 11. Gewerkſchaftskon
greſſes hervorgeht, wird der Verſuch unternommen, durch er
zwungene Geſetze und Verordnungen die Arbeiterſchaft von den
wahren Schwierigkeiten unſerer Zeit abzulenken und ſie zur Er
7 ung und Befeſtigung ſozialiſtiſcher Parteibeſtrebungen zu

auchen.
Die deutſche Arbeiterſ-haft, wenn ſie frei und im vollen Beſitz

ihrer ſtaatsbürgerlichen Rechte iſt, lehnt die Ziele und Beſtre-
bungen der ſozialiſtiſchen Parteien und Gewerkſchaften in ſtei
gendem Maße ab der Erkenntnis, daß die Beſtrebungen der
vorgenantnen Organiſationen nur zur weiteren Verelendung
und letzten Endes zum Untergang des deutſchen Volkes und
Vaterlandes führen müſſen.

Die im D. A. V. zuſammengeſchloſſenen Arbeiter proteſtieren
in Erkenntnis dieſer Dinge und der wahren Ziele der ſozialiſti
ſchen Parteien und des von dieſen Parteien r A. D.
G. B. gegen die von 4 der Regierung zur Annahme einge-
brachten Forderungen, die in dem Entwurf zum Schutze der Repu
blik enthalten ſind.

Die nationale Arbeiterſchaft verlangt in ſtaats
bürgerlicher Beziehung volle Gleichberechtigung; ſie verlangt, daß
allen Staatsbürgern das Recht zuſtehen muß, an der beſtehenden
Verfaſſung auf dem verfaſſungsmäßigen Wege Kritik zu üben,
ſowie ſie von den ſozialiſtiſchen Parteien bis zur Revolulion trotz
des ſchweren Krieges geübt wurde. Sie verlangt mit Bezug auf
die Ausführungen des Arbeitsminiſters Dr. Brauns vollſte
Koalitionsfreiheit; ſie verlangt ebenſo, wie ſie die Mörder Erz
bergers und Rathenaus aufs ſchärfſte verurteilt, daß andererſeits
auch da aufs ſchärfſte eingeſchritten wird, wo einfache Arbeiter
wegen ihrer Geſinnung in ihren Handlungen beeinträchtigt, wirt
ſchaftlich geſchädigt und, wie es mehrfach vorgekommen iſt, infolge
des ungenügenden geſetzlichen, behördlichen Schutzes einzelner
ihrer Anhänger zu Tode mißhandelt worden ſind.

Der D. A. B. erklärt, daß ihm das Leben eines deutſchen Ar-
beiters genau ſo viel wert iſt wie das eines deutſchen Miniſters
oder ſonſtigen Staatsbürgers, und daß er verlangt, daß ebenſo
geſetzliche Maßnahmen zum Schutze des Arbeiters ergriffen wer
den müſſen, wie wir es andererſeits erwarten.

Der D. A. B. bedauert, daß durch die am Beiſetzungstage des
Reichsaußenminiſters Rathenau getroffenen Maßnahmen eine
Anzahl Staatsbürger ums Leben gekommen ſind und ſtellt feſt,
daß die Regierung bis heute nur von der Tatſache des Unglücks
Kenntnis genommen hat.

Er erwartet, daß auch die Regierung fortan die Maßnahmen
und Beſchlüſſe der Gewerkſchaften, die oft Gefahren für die Allge-
meinheit mit ſich bringen, ſcharf überwacht und verhindert, daß
dadurch andere Staatsbürger gefährdet werden. Die Regierung
muß dafür Sorge tragen, daß die lebenswichtigen Betriebe, zu
denen jedenfalls auch die Straßen und Eiſenbahnen gebören, in
vollem Umfange aufrechterhalten werden. Da in der Millionen-
ſtadt Berlin, wo Hunderttauſende von Arbeitnehmern täglich den
Weg von und zu der Arbeitsſtätte mit dieſen Verkehrsmitteln zu
rücklegen müſſen, ſolch ein gräßliches Unglück geſchehen konnte,
müſſen wir der Regierung den Vorwurf machen, daß ſie einen
großen Teil der Mitſchuld trägt, denn dieſes Unglück iſt jedenfalls
nur auf den Beſchluß der Gewerkſchaften zurückzuführen, der
durch die Generalſtreikparole den Straßenbahnverkehr gerade in
den verkehrsreichſten Stunden einſtellen ließ.“

Hörſing muß ſich berichtigen!
Kriegervereine, Schützenbrüber und Zeitungen.

Der Oberpräſident Hörſing erläßt folgende Verfügung:
„Der Herr Miniſter des Jnnern hat Folgendes hierher mit

geteilt Verſammlungen und Feſtlichkeiten der Kriegervereine,
ähnlicher Vereinigungen und Kreiskriegerverbände ſind Ver
ſammlungen von Angehörigen ehemaliger Truppenteile und
fallen daher unter das Verbot in der Bekanntmachung des
Herrn Miniſters des Jnnern vom 26. Juni 1922, die auf Grund
der Verordnung des Herrn Reichspräſidenten über das Verbot
beſtimmter Verſammlungen von demſelben Tage ergangen iſt.“

Durch dieſe Mitteilung des Herrn Miniſters des Jnnern
wird mein Erlaß vom 80. Juni 1922 M. 2390/22 H. in-
ſofern abgeändert, als Verſammlungen und Feſtlichkeiten der
Landwehrvereine, der Kriegervereine, der Kreiskriegerverbände
und ähnlicher Vereinigungen von Angehörigen ehemaliger
Truppenteile nunmehr wie Regimentsfeiern unter das abſolute
Verbot der Bekanntmachung des Miniſters des Jnnern vorn

26. Juni 1922 auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten
über das Verbot beſtimmter Verſammlungen vom gleichen
Tage fallen. Werden Verſammlungen und Feſtlichkeiten vor
ſtehender Art trotzdem veranſtoſtet, ſo machen ſich die Ver
anſtalter und Redner in ſolchen. Verſammlungen nach S 1 der
Verordnungen des Reichspräſidenten vom 26. Juni 1922 und
29. Juni 1922 ſtrafbar. Veranſtaltungen von Schützengilden

llen nicht unter das abſolute Verbot der Bekanntmachung
es Miniſters des Jnnern vom 26. Juni 1922. Bezüglich ihrer

wird daher nach meinem Erlaß vom 30. Juni 1922
2390/22 H. zu verfahren ſein.

Jch weiſe bei dieſer Gelegenheit nochmals darauf hin. daß
zu einem Verbot von Verſammlungen, Aufzügen und Kund-
gebungen der im S 1 der Verordnung zum Schutze der Republik
genannten Art nur ich befugt bin. Die Landräte, Polizeipräſi-
denten und Polizeiverwalter der kreisfreien Städte haben mir
derartige Verſammlungen zwecks Ausſpruchs eines Verbots
nur dann mitzuteilen, wenn nach ihrem pflichtmäßigen Er-
meſſen nach eingehender Prüfung die Vorausſetzungen des S 1
der Verordnungen zum Schutze der Revublik vorliegen. Die
Mitteilungen bedürfen einer eingehenden Begründung.

II. Nach Artikel 3 der 2. Verordnung des Reichspräſidenten
vom 29. Juni 1922, die ich dorthin noch nicht mitgeteilt habe,
die aber in der geſamten Tagespreſſe veröffentlicht wurde, iſt
zu dem Verbot einer periodiſchen Druckſchrift die gerichtliche
Beſtätigung der polizeilichen Beſchlagnahme nicht mehr er-
forderlich, ſondern das Verbot kann ſofort mit der Be-
ſchlagnahme ausgeſprochen werden. Zu dem Aus ſpruch des
Verbotes find neben dem Herrn Miniſter des Jnnern ledig-
lich die Oberpräſidenten befugt, während die Beſchlag
nahme Sache der Polizeibehörden iſt. Infolgedeſſen
hebe ich meinen Erlaß vom 28. Juni 1922, der hiermit nach-
träglich die Nummer M. 2391/22 H. erhält, zu Ziffer 2 auf und
beſtimme anſtelle dieſer Ziffer 2 folgendes:

„Zeitungen und Zeitſchriften, die gegen die Verordnungen
des Reichspräſidenten vom 26. Juni 1922 und 29. Juni 1922
verſtoßen, ſind ſofort zu beſchlagnahmen und 5 Stücke der be-
ſchlagnahmten Druckſchriften mir zu überſenden. Die Be-
ſchlagnahme iſt mir ſofort telegraphiſch zu melden, damit ein
wo dieſer Druckſchriften von mir ausgeſprochen werden
ann.

Der Polizeipräſident von Magdeburg, die Landräte und die
Polizeiverwalter der kreisfreien Städte haben ein ſcharfes
Augenmerk auf diejenigen Zeitungen, Kreisblätter pp. zu rich
ten, die zu amtlichen Bekanntmachungen beſtimmt ſind. Sollten
letztere als amtliche Publikationsorgane etwa eine gegen die
republikaniſche Staatsform gerichtete Tendenz vertreten, ſo iſt
ſofort zu prüfen, wie auf ſchnellſtem Wege dieſen Zeitungen
(Kreisblätter pp.) die amtliche Publikationsbefugnis zu ent
zieben iſt. Diesbezüglichen Berichten ſehe ich in jedem einzelnen

Falle entgegen. ges Hörſing.“
Keine Einſtellung der Kinderſpeiſungen

Gegenüber anderslautenden Nachrichten teilt der ſeiten
der ausländiſchen Spender und der Reichsregierung mit der
Durchführung der Kinderſpeiſungen in Deutſchland beauftragte
Deutſche Zentralausſchuß für die Auslandshilfe, E. V. in Berlin
NW. 7, Dorotheenſtraße 2, uns folgendes mit: Die noch in Berlin
befindlichen Mitglieder der amerikaniſchen Kinderhilfsmiſſion
der Quäker werden ſich zwar, wie von vornherein geplant, von
der perſönlichen Mitarbeit an dem von ihnen bisher durch
geführten Werk der Kinderſpeiſung in den nächſten
Wochen zurückziehen, die Speiſungen ſelbſt jedoch werden
wenn auch möglicherweiſe in verringertem Umfange auch nach
dem 1. Oktober dieſes Jahres fortgeführt. Nach den ausAmerika vorliegenden Naqhrichten ſoll die zurzeit im Gange
befindliche Dreimillionen-Dollar ſammlung bis zum 3l1. Juli
dieſes Jahres durch das ſogenannte Campaign-Commitee unter
Vorſitz des Herrn Henry Heide und Ferdinand Thun fortgeſetzt
werden. Da die Speiſungen bis zum 30. September d. J.
bereits finanziert ſind, ſtehen die Erträgniſſe der laufenden
Sammlungen zuſammen mit den von der Reichsregierung be
willigten Mitteln für den Winter zur Verfügung. Neue Samm-
lungen ſollen unter Führung des Central-Committee r the
Relief of Diſtreß in Germany and Auſtrig in Nerv-York (Vor

der frühere Handelsminiſter Charles Nagel und R.
genſtecher), im Herbſt d. J. beginnend, durchgeführt werden.

Nach den am 1. Juli in NewYork gefaßten Beſchlüſſen wird
das Central-Committee 60 Prozent der verfügbaren Mittel dem

Deutſchen Zentralausſchuß für die Auslandshilfe, S. V., gur
Fortführung der Kinderſpeiſungen überweiſen, weitere 20 Prozent ſind für die Kinderſpeiſungen in Deutſch Oeſterreich und
die reſtlichen 20 Prozent für im einzelnen noch nicht feſtgelegte
Zwecke beſtimmt

Der Fremdenverkehr in Halle. Nach Mitteilung des
Statiſtiſchen Amtes ſind in den hieſigen Gaſt und Logierhäuſern
im Juni 1922 6850 männliche und 1511 weibliche, zuſammen
8861 Fremde abgeſtiegen. Darunter befanden ſich 497 (425 männ-
liche und 72 weibliche) ausländiſche Staatsangehörige, die aus
dem Auslande kamen. Jm Juni 1921 waren es 7415 männliche
und 1411 weibliche, zuſammen 8824; im Juni 1913 waren es
8970 männliche und 1449 weibliche, zuſammen 10 419 Fremde.

Jn der Metallinduſtrie ſind neue Verwicklungen er
warten, da die Funktionäre des Deutſchen Metallarbeiterverbandes
das Lohnangebot der Unternehmer abgelehnt haben. Sie ſind
feſt entſchloſſen den Kampf zu wagen. Alſo demnächſt wieder
einmal Streik!

Volksunterrichtskurſe. Durch eine glückliche Vereinigung
mit der hieſigen wird es möglich ſein, die Kurſe
im Herbſt wieder aufzunehmen. Ein genauer Arbeitsplan wird
in dem im Oktober erſcheinenden Vorleſungsverzeichnis der
Volkshochſchulen zu finden ſein.

Warnung vor dem Genuß unreifen Obſtes in rohem Zu
ſtande. Alljährlich werden durch den Genuß unreifen Obſtes in
rohem Zuſtande, namentlich an Aepfeln und Birnen, zahlreiche,
zum Teil langwierige und beſonders für Kinder gefährliche
Krankheiten an Darmkatarrhen herbeigeführt. Es wird daher
vor dem Genuſſe des vor der natürlichen Reife gepflückten Obſtes
in ungekochtem Zuſtande dringend gewarnt. Jn geſundheitlicher
Hinſicht empfiehlt es ſich auch, reifes Obſt jeder Art vor dem
Genuſſe gehörig zu waſchen oder zu ſpülen.

HarzklubZweigverein Halle. Jn der Generalverſamm-
lung des HarzklubZweigvereins Halle, die im „Stadtſchützen
haus“ ſtattfand, erſtattete Herr Bezirksdirektor Erbß im
Namen des proviſoriſchen Vorſtandes, den Jahresbericht. Aus
ihm iſt beſonders hervorzuheben, daß es den Bemühungen des
Vorſtandes gelungen iſt, die Eiſenbahndirektion zu veranlaſſen,
die Benutzung der Sonntagsfahrkarten ſchon vom Sonnabend
mittag 12 Uhr ab freizugeben. Auch der Harzklub iſt

en, der neuen Zeit Rechnung zu tragen und ſeinen Wirkungs-
reis zu erweitern, z. B. Schaffung und Ueberwachung der
Jugendherbergen, damit das Wandern in den ſchönen z
bergen für unſere Jugend zu einem ungetrübten Genuß wird.
Solche Aufgaben verlangen aber große Mittel. Es geht daher
ſowohl an die ehemaligen Mitglieder des Zweigvereins als auch
an die neuen Freunde des Wanderſportes die Bitte, die Zahl der
Vereinsmitglieder, die etwa 450 beträgt, ſo zu vermehren, daß
mindeſtens die frühere Zahl von ca. 1500 wieder erreicht wird.
Anmeldungen nimmt jederzeit der neue Vereinsvorſtand ent
gegen, der aus folgenden Herren beſteht: 1. Vorſitzender: Reichs
bankdirektor Fröhlich, 2. Vorſitzender: Bezirksdirektor Erbß,
Schriftführer: Handelslehrer Wend, Schatzmeiſter: A. Stein
bach, Beiſitzer: Oberpoſtſekretär Friedrich, Eiſenbahn
inſpektor Gottſchalk, Bergaſſeſſor Klein, Zahntechniker
Münter, Oberſtleutnant von Petersdorf, Sanitätsrat
Dr. Wald.

Deutſch-Evangeliſcher Frauenbund. Vom 12. bis 14. Juli
findet in Hannover die Geſamtvorſtandsſitzung des Deutſch
Evangeliſchen Frauenbundes ſtatt, an der die Vorſitzenden der
Landes und Provinzialverbände teilnehmen.

Theologiſcher Ferienkurs in Halle vom 2. bis 6. Oktober
1922. Auf Anregung der Geſellſchaft zur Förderung der Theo
logie in der Provin h und in Anhalt wird in der erſten
Oktoberwoche ein Ferienkurs, vorzugsweiſe für Paſtoren der
Provinz Sachſen und Anhalt, in Halle ſtattfinden. Es werden
ſprechen Geheimer Konſiſtorialrat Prof. D. Loofs über: „Neue
Reſultate dogmengeſchichtlicher Forſchungen“. Geh. Konſ.-Rat
Prof. D. Ficker über „Aufgaben und Schöpfungen der neuen
kirchlichen Kunſt'. Geh. Konſ.-Rat Prof. D. Lütgert über
„Religiöſe Bewegungen der Gegenwart“. Geh. Konſ.-Rat Prof.
D. von Dobſchütz über „Neue Forſchungen über Urchriſtentum
und Hellenismus“. Prof. Lic. Dr. Eißfeld über „Das Alte
Teſtament und die Gegenwart“. Für billige Unterkunft und
billiges Eſſen will die Geſellſchaft Sorge tragen. (Näheres beim
Schriftführer. Halle, Wilhelmſtraße 10.)

Das Platz-Geſangskonzert morgen, Sonntag, findet wie
üblich mittags 25 12 Uhr an der Univerſität ſtatt. Es wird von der
Männer-Liedertafel (Leitung, Geſangslehrer H. Schulze) aus-
geführt. Der Ertrag des Programmverkaufs wird der hieſigen
Altershilfe überwieſen werden, deshalb iſt ein guter Erfolg
wünſchenswert.

Jm Freibad „Pulverweiden“ ertrank geſtern ein Mann.
Er wurde von einem Herzſchlag getroffen.

Frau Elſe
37 Die Geſchichte einer Ehe.

Von L. v. Rohrſcheidt.
„Jch erkenne dich gar nicht wieder“, entgegnete die

Mutter, aufrichtig betrübt. „Du warſt ſonſt ſo zirtfühlend,
liebteſt deinen Bruder ſo herzlich, und jetzt machſt du dir
kein Gewiſſen daraus, ihm, wie der Dieb in der Nacht, ſein
Beſtes, das Herz ſeiner Frau zu ſtehlen. Ach was red' ich
dal Die Frau iſt die Schuldige in ſolchen Fällen, immer
iſt es Eva, die den Apfel anbietet. Nie hätte ich es aber
Elſe zugetraut!“

„Oh, ihr Philiſter! Von der Höhe eurer Alltagsmoral
herunter predigt ihr eure Alltagsweisheit! Jhr habt ihn

den Hauch echter Leidenſchaft, der eure
Kartenhäufer umbläſt.“ Er ſchritt erregt im Zimmer auf
und nieder. „Da gilt kein Widerſtand und keine Wahl.“

„Und was ſoll daraus werden?“
„Das weiß ich nicht.“
Frau von Biegeleben ſtand auf und legte den Arm

um die Schulter ihres Sohnes. „Mein lieber, lieber Junge,
komme zur Beſinnung; das alles iſt ja ſo ſchrecklicht Es
gibt ſo viele Frauen auf der Welt, die dich glücklich 1nachen
könnten! Weshalb muß es deine Schwägerin ſein, in die
du dich verliebſt. Jch mag es gar nicht auszuſprechen;
es iſt ſolche Schande!“

Rainer löſte ſanft den Arm ſeiner Mutter von ſeinem
Fals. „Wir werden uns wohl nicht verſtehen, Mutterchen.

Mir erſcheint es wie Heldenmut, wenn eine Frau den
Jrrtum ihrer Ehe freimütig eingeſteht. Elſe iſt 22 Jhre
alt, hat vielleicht noch ein langes Leben vor ſich, ſoll ſie ſich
immer weiter wund reiben an den Feſſeln, die ihr Hans-
Otto. weiß Gott, nicht ſchonend angelegt hat? Sie und ich
müſſen beide todunglücklich werden, nur damit ſein Be
hagen nicht geſtört wird. Jſt das gerecht?“

„Aber er kann doch verlangen, daß ſeine Frau ihm
treu bleibt!“ beharrte die Mama. „Jhr verwirrt alle
Rechtsbegriffe; das kommt von euren freiſinnigen Künſtler-
anſichten; und ich Törin dachte es noch recht gut zu machen;
deshalb blieb ich ſo lange hier, hl alles in Deutſch
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zu, ſeiner Frau einmal vollſte Freiheit zu gewähren und
ſie ganz ihrer Neigung leben zu laſſen. Das ſind die Fol
gen! Nun mußte ſo lange geſpielt, geſungen und gelieb-
äugelt werden, bis das Unglück da iſt.“

„Hans-Otto könnte noch mit vielen anderen Frauen
glücklich werden, Elſe und mir aber geht es ans Leben,
wenn wir uns nicht gehören ſollen“, antwortete Rainer
finſter.

dieſer Skandal! Nein, mein„Aher das Auffehen, tJunge, das überlebe ich nicht! Eine Mutter, die ihre Kin

Sie hat mir gleich ge
der verläßt, iſt eine ſchlechte Frau!“

„Wie falſch du Elſe beurteilſt!
ſagt, daß ſie ſich nie von ihnen trennen würde.“

„Dann iſt ja alles gut! Denn ſo naiv werdet ihr doch
nicht ſein, zu glauben daß Hans-Otto dir ſeine Frau und
die Kinder überläßt? Wovon wolltet ihr denn leben, ihr
ſeid doch beide ganz vermögenslos?“

„Wir ſtoßen überall an eine eiſerne Mauer, das iſt
leider wahr.“

„An der Mauer, die Sitte, Pflicht und Geſetz aufge-
richtet haben! Gottlob, daß es ſo iſt. Der Rauſch wird
vorüber gehen. Das Manöver wird dich auf andere Ge-
danken bringen und Elſe werde ich den Kopf zurechtſetzen.
Der Knoten muß entwirrt werden!“

„Auf keinen Fall! Jch verbiete dir jede Einmiſchung!
Dazu iſt deine fleißige Hand nicht zart genug!“

So hatte ihr Sohn noch nie mit ihr geſprochen. Frau
von Bisgeleben wollte auffahren, aber ſie ſah in ſeinen
männlich ernſten Zügen die Spuren eines ſo bitteren
Seelenkampfes, daß ihr Mutterherz die Kränkung über-
wand.

„Was willſt du aber, das geſchehen ſoll, mein armer
lieber Junge?“

„Das weiß ich ſelbſt noch nicht: doch ſei ohne Sorge
einen „Skandal“, den du vor allen Dingen fürchteſt, giöt
es nicht. Lieber gehe ich in die weite Welt.“

Frau ven Biegeleben hatte ihre Pflicht als Stiefmutter
ſtets ſo aufgefaßt, daß ſie beide Söhne mit ganz gleicher
Liebe umgab: es ſchien ſogar oft, als ob ſie den älteren
bevorzugte; aber jetzt erwachte die Stimme des Blutes in
ihr und ſprach laut und vernehmlich. Sie bog den ſchmalen

dunklen Kopf des Sohnes zu ſich herunter und küßte ihn
innig. „Mein liebes, geliebtes Kind,“ ſchluchzte ſie, „was
ſind mir der Stiefſohn und die fremde Frau; dich ſollen
mir ſie nicht unglücklich machen.“

„Jch danke dir, Mamachen,“ ſagte er weich, um mich
ſorge dich nicht. Man muß mit ſeinem Schickſal fertig
werden; ich bitte dich nur um eins: bleibe gut und liebevoll
mit Elſe. nimm ſie an dein Herz, als wenn ſie dein eigenes
Kind wäre. Glaube mir, ſie hat ein ſchweres Los zu
tragen.“

Das fand die Mama nun zwar durchaus nicht; aber
ſie verſprach: „Um deinetwillen ſoll ſie nie ein unfreund-
liches Wort von mir hören.“

Und Rainer wußte, daß er ſich auf ihr Verſprechen ver
laſſen konnte.

Der erſte roſige Streifen färbte ſchor den dämmernden
Himmel, als Mutter und Sohn ſich trennten.

Unter den Klängen des 'Hohenfriedberger Marſches
rücke das ſchöne, ſtolze Regiment ins Manöver. Der erſte
Frül,ſonnenſtrahl ſpiegelte auf den blitzenden Pallaſchen
und den ſpiegelnden Pferdedrücken. Die luſtig flatternden
Fähnchen bkähten ſich im Morgenwind. Elſe ſtand halb
hinter der Gardine des Schlafzimmers verborgen, am
anderen Fenſter war die Großmama. Auch Annemie im
Nachtröckchen und mit bloßen Füßen, wie ſie aus dem Bett
geſprungen war, mußte dem Papa noch zuwinken.

Hinter der Muſik kam die LeibEskadron: nur Gold
füchſe, ausgeſucht ſchöne Tiere welche die Laſt der ſchweren
Reiter ſpielend trugen, ausgerichtet wie mit der Schnur,
keine Pferdenaſe auch nur einen Strich hervorragend; ein
Schritt, eine Linie, das war des Rittmeiſters Stolz. Er
ſelbſt, Roß und e aus einem Guß, nickte ſeinem
Töchterchen noch lachend zu.

Neben dem Führer der zweiten Schwadron ritt Rainer
er grüßte noch einmal zu Elſes Fenſter hinauf. Wie ernſt
er ausſahl Das energiſche Geſicht wie aus heller Bronze
geſchnitten, die ſchlanke Geſtalt eine wundervolle Vereini
gung von Kraft und Anmut.

„Jch kann dich nicht laſſen.“ ſchrie ihr Herz auf, Wenn
auch die Lippen ſtumm blieben.



aus Mitteldeutſchland
Eine Knufrage an den thüringiſchen

Jnnenniniſter
Der Abg. Dr. Witzmann hat in der Dienstagsſitzung des

r 7giſchen Landtages folgende Anfrage an die Regierung ge

„Jn einer der letzten Sitzungen des Thüringer Landtags hat
der Herr Jnnenminiſter Hermann zur Begründung des Verbots
der Regimentsfeiern u. a. folgendes ausgeführt und dieſe Aus
führungen haben unter der Ueberſchrift „Bemerkenswerte
Feſtſtellungen über den Jungdeutſchen Orden“
durch das offizielle Preſſeamt der thüringiſchen Regierung die
weiteſte Verbreitung in ganz Deutſchland gefunden

Auf dem Regimentstage der 95er in Gotha hat der evan-
eliſche Geiſtliche als Feſtredner u. a. folgendes ge
gt: „Wir dürfen nicht an den äußeren Feind denken. Der Feindiſt im Lande. Der innere ind muß bekämpft werden. Schafft

erſt im Lande reinen Tiſ-ch, dann fällt der äußere Feind ganz
allein. Das ſind wir unſeren Toten und unſeren Nachkommen
ſchuldig.“ Der Herr Miniſter hat hinzugefügt: „Wer ſo ſäet und
das ganze Volk verdirbt, iſt als Träger des chriſtlichen Gedankens
nach meiner Auffaſſung nicht würdig.“

Dieſe Aeußerungen des Herrn Miniſters, die geeignet ſind,einen Vertreter der evangeliſchen Kirve ſchwer
zu beleidigen, und auf weite Kreiſe der Bevölkerung eine
agaufreizende Wirkung auszuüben, entſprechen in
keiner Weiſe den Tatſachen. Die angezogene Rede
des Feſtredners, Pfarrer Gubalke aus Sangerhauſen, iſt unmittel-
bar nach dem Regimentstage in der „Landeszeitung“ in Gotha in
wörtlichem Abdrucke erſchienen. Danach hat der Geiſtliche faſt

genau das Gegenteil von dem geſagt, was der
Herr Jnnenminiſter ihn hier ſprechen läßt. Er
hat freilich von dem inneren Feinde geſprochen, aber geſagt, daß
man dieſen inneren Feind nicht an Farben und Abzeichen der
Parteien erkenne, ſondern er meine den Feind in einem jeden
von uns, nämlich u. a. „die rückſichts loſe Raffgier und
Gewinnſucht, die mammoniſtiſche Gehirnver-
ſeuchung, die ſchier rettungsloſe Verſteinerung
von Herz und Bruſt. Es gelte eine Geiſtesſchlacht
gegen dieſen Feind zu ſchlagen, gegen Haß und Arg
wohn, gegen Geiz, Neid und, böſe Luſt. Jeden äußeren
Feind überlaſſe er ſich ſelbſt und Gott, gegen den inneren Feind
in uns aber hilft nur Einigkeit, Verſöhnlichkeit und Buße.“

Nachdem in der Anfrage die völlige Einſeitigkeit des Thü
ringer Preſſeamtes bei Veröffentlichung dieſer Angelegenheit feſt
geſtellt iſt, heißt es in der Anfrage weiter: Jm Namen der
Fraktion der Deutſchen Volkspartei frage ich an: 1. Jſt der Herr
Miniſter bereit, ſeinen oder ſeine Gewährsmänner zu nennen?
2. Warum hat der Herr Miniſter mit keinem Worte den offiziellen
Text der Rede des Geiſtlichen erwähnt, der doch in der Tagespreſſe
erſchienen und der Thüringer Regierung unzweifelhaft bekannt
war? 3. Jſt der Herr Miniſter bereit, die Schlußfolgerungen, die
er gezogen hat, zurückzunehmen?

Jnnenminiſter Hermann antwortete darauf, daß er keine
Luſt habe, die Herren mit Namen zu nennen, die
ihm über die Vorgänge berichtet haben. Seine Gewährs-
männer ſeien ihm zuverläſſiger als der Bericht in
der betreffenden Gothaer Zeitung.

Giersleben, 7. Juli. (Ausſtand.) Sämtliche Land-
arbeiter auf dem Rittergut und Unterhof ſind jn den Ausſtand
getreten. Der Grund iſt in Lohnſtreitigkeiten zu ſuchen. Das
Füttern des Viehes und die Milchbelieferung wird aufrechter-
halten.

w. Magdeburg, 6. Juli. (Der ungetreue Bürger
meiſter.) Der Bürgermeiſter der Stadt Derenburg im Harz
namens Wegener wurde wegen Veruntreuung von Geldern zu
ſechs Monaten Gefängnis verurteilt.

Jeggel (Altm.), 6. Juli. (Seinen Neffen er-
mordet.) Der Schwiegerſohn des Bauers Benecke, Georg
Schmidt, hatte Kühe gehütet und ſeinen neunjährigen Neffen
miigenommen. Abends kehrte der Junge nicht wieder zurück
und ſein Onkel konnte keine Auskunft geben, wo er geblieben
war. Jetzt wurden Nachforſchungen nach dem Verſchwundenen
unternommen und ſeine Leiche in einer Waſſerkuhle ge
funden. Das Kind ſoll nach den bisherigen Meldungen er-
ſchlagen und die Leiche in das Waſſerloch geworfen worden ſein.
Von der Gendarmerie wurde der Schwiegerſohn Schmidt
unter dem Verdacht der Täterſchaft verhaftet und dem
Amtsgericht in Seehauſen zugeführt. Schmidt ſoll ſeinen Neffen
deshalb ermordet haben, weil er ihn laut Vertrag bis zum
15. Jahre zu erhalten hat.

Salzwedel, 6. Juli. (Zu ſchweren Ausſchrei-
tungen) kam es hier am Dienstag aus Anlaß des Demon-
ttrationszuges zum Schutze der Republik. Jm Zuge wurde neben
roten Fahnen und aufhetzenden Plakaten eine Puppe, einen Geiſt
lichen darſtellend, am Galgen hängend, getragen. Erſter Bürger
meiſter Dr. Selge floh aus einem Auto vor der Menge in freies
Feld. Er wurde aber von der Maſſe geſtellt und ſchwer miß
handelt. Seine Rede, die er halten mußte, richtete .ſich wider Er
warten der Menge ganz energiſch gegen die Demonſtvanten. Nach
dieſem Vorfall verlief der Demonſtrationszug ohne weitere Aus
ſchreitungen.

Goldberg, 6. Juli. Mit dem Bau eines Stau-
weihers bei Pilgramsdorf) wird es vorläufig nichts
werden. Der Zuſchuß, den der Staat in Ausſicht geſtellt hat, iſt
auf Ginſpruch der Feinde ausgeblieben, zudem ſind die
Baukoſten inzwiſchen bedeutend höher geworden, als anfangs
veranſchlagt war. Rechnete man urſprünglich mit 1 600 000 Mark,
ſo müßte man heute bereits 3000 000 Mark dafür einſetzen, und
in 6 bis 8 Wochen dürfte man den Bau mit ungefähr 6 000 000
Mark veranſchlagen. Unter dieſen Umſtänden iſt es ausgeſchloſſen,
daß das Projekt ausgeführt werden kann.

Erfurt, 6. Juli. (Feſtſtellung weiterer Eiſen-
bahnräuber.) Seit langer Zeit iſt die Erfurter Kriminal
polizei mit der fortgeſetzten Aufklärung von Eiſenbahn
beragaubungen beſchäftigt. Die weiteren Ermittelungen
führten wieder zur Aufklärung von 8 Diebſtählen, bei denen
ganze Bahnſendungen von Spirituoſen und Lebensmittel ge
ſtohlen wurden. Als Helfershelfer und Hehler wurden der
Privatmann Albert Tölke und der Rollmeiſter Albin Obſtfelder
feſtgenommen. Der Rollmeiſter Hermann Morgenſtern, der
flüchtig war, konnte inzwiſchen ebenfalls ergriffen werden.

rö- Eiſenach, 7. Juli. (Gemeinderat.) Seitdem den
Städten die Steueroberhoheit r iſt, ſind dieſe oft in
großer Verlegenheit, woher ſie die Mittel zur Deckung der not-
wendigen Ausgaben nehmen ſollen, um ſo mehr, als die Fehl-
beträge allerorten in ſtändiger Zunahme begriffen ſind. Der
Voranſchlag des Eiſenacher ſtädtiſchen Haushaltungsplans ſchließt
mit einem Fehlbetrag von 838 Millionen Mark ab. Um der
Kämmereikaſſe erhöhte Einnahmequellen zu erſchließen, beſchloßder Gemeinderat, die Koſten der Müllabfuhr durch einen Zuſchlag

der nsmiete zu erheben. Eine Kommiſſion ſoll die Höhe
des entſatzes, der dann ſofort rechtsbindend eingeführt werden
oll, feſtſtellen. Vorgeſchlagen waren 830 Prozent. Man will durch
dieſe Maßnahme, welche die Heranziehung aller Familien faßt,
die bisherigen Einnahmen weſentlich erhöhen und die Fehlbeträge
dieſes ſtädtiſchen Betriebes beſeitigen. Bisher ließen von 10 600
Familien nur 5400 Müll abfahren. Auch die Grubenreinigung,
die mit hohen Fehlbeträgen abſchloß, erfuhr einen Aufſhlag von
20 Progent, und auch die Koſten der Straßenreinigung, welche

ſich bisher jährlich auf rund 2 Millionen Mark beliefen, ſollen
durch einen prozentualen Zuſchlag der Friedensgrundmiete auf
gebracht werden. Die Feſtſtellung der Höhe bleibt dem Gemeinde-
rat vorbehalten; in Vorſchlag gebracht waren 40 Prozent. Ein
Antrag, die Reinigungskoſten der Straßen auf Grund der Ein
kommenſteuer einzuziehen, wurde abgelehnt. Der Gaspreis er-
fuhr eine Erhöhung von 6 auf 7,50 M. für den Kubikmeter.

Schandau, 7. Juli. (Ein furchtbares Ungküch)
ereignete ſich bei der Elbbrücke von Schreckenſtein. Ein Schüler
ausflug berührte die ſcharfe Straßenkrümmung, als ein Wagen
mit Langholz angefahren kam, der die Kurve etwas ſcharf neh-
men mußte, um durchzukommen. Die Kinder wichen zur
Seite, aber leider ergriff das ſchwingende Langholz drei von
ihnen und drückte zwei derart hart an das eiſerne Geländer, daß
die Stäbe zur Seite gebogen und die armen Kleinen durchge-
preßt wurden und noch auf das etwa ſieben Meter tiefer lie-
gende Pflaſter des Elbufers ſtürzten. Eins war ſofort tot,
ein zweites wurde lebensgefährlich, das dritte weniger ſchwer
verletzt.

VolKkswirtschaft
Der Mord der Mark

Jedes Volk hat die Valuta, die es verdient. Nur das
deutſche Volk macht eine Ausnahme. Es hat eine Valuta, die
eigentlich noch immer viel zu gut iſt. Ein Volk, das ſo mit
aller Gewalt ſich gegen eine Wiedergeburt ſträubt, das ſo vom
zerſetzenden und vernichtenden Geiſte des Bolſchewismus, des
Kommunismus verſeucht iſt, daß es nationgales Denken und
Fühlen überhaupt nicht mehr begreift und verſteht, daß es be-
ſtrebt iſt, auch die letzten Keimzellen nationalen Aufbaues und
nationaler Würde mit tötlichen Mitteln zu erſticken und zu ver-
nichten, ein ſolches Volk verdient wirklich nicht, eine beſſere
Valuta als die Völker, die an dieſem ſchleichenden Gifte des
Jnternationalismus ſchon länger leiden, wie Rußland, das
Land des Kommunismus in Reinkultur“ oder Oeſterreich,, das
Land des „Jnternationalismus in Reinkultur“.

So ſtehen wir denn heute am Beginn jener Zeit, die der
Arzt beim Menſchen als Agonie bezeichnet. Jn wilden
Zuckungen bäumt ſich unſer Wirtſchaftskörver, der einzige Rück-
halt unſeres Daſeins. Mit fieberhaft flackernden Augen ſchaut
Deutſchland auf das Ausland, auf den guten Onkel in Amerika,
ob er nicht doch noch ein Linderungsmittel bringt, das, wenn
auch nur für kurze Zet, dem ermatteten und doch nicht er
mattenden Körper Ruhe verſchafft.

Gerade in dieſem Sommer waren wir der Wiederge-
b urt aus eigener Kraft näher als je ſeit jenen ſchwarzen
Novembertagen. Gerade in dieſem Sommer ſchien es, als ob
ſich endlich eine Brücke ſchlagen laſſen würde zwiſchen den Par-
teien. Und gerade in dieſem Sommer muß es das Geſchick
wollen, daß durch eine verabſcheuenswerte Tat fanatiſcher Jüng-
linge die erſten Pfeiler dieſer Brücke durch die wild
brauſenden Wogen der Leidenſchaft und des Haſſes wieder ein-
geriſſen werden. Und nicht nur die Pfeiler werden eingeriſſen,
nein tiefer gehen die Auswirkungen, auch die Grundlagen
der Pfeiler werden angenagt, zermürbt, zerſtört.

Und warum alle dieſe Zerſtörungen? Weil eben Teile
unſeres Volkes, noch fanatiſcher als jene unſeligen Jünglinge,
nicht davor zurückſcheuen, offen zu, dem Kampf für ihre, in der
Praxis längſt ad absurdum geführten Wahnideen einer Wirt
ſchaft auf kommuniſtiſcher Grundlage auffordern,
und ſchon an einzelnen Stellen des Reiches den Verſuch zum
Sturze der Verfaſſung gemacht haben. Weil es Abgeordnete in
dem Parlament des deutſchen Volkes gibt, die unter Beifall er-
klären können: „Es iſt beſſer, daß die Republik verfaſſungswid-
rig lebt, als daß ſie verfaſſungsmäßig zugrunde geht.“ Weil es
Leute von maßgebendem Einfluß auf die Politik des Deutſchen
Reiches gibt, denen die Partei und deren Doktrinen höher
ſtehen, als das Wohl des Vaterlandes, von dem ſie
allerdings auch behaupten, daß ſie es überhaupt nicht kennten.

Jſt es da verwunderlich, daß das Ausland einem ſolchen
Staate von dem ſeine eigenen Mitglieder z. T. fordern, daß er
den heiligſten Vertrag, die Verfaſſung, brechen ſoll, kein Ver
trauen auch in Hinſicht auf weniger heilige Verträge ent-
gegenbringen kann? Jſt es verwunderlich, daß das Ausland
uns den geringen Kredit entzieht, den wir noch hatten,
wenn es hört. daß wiederum in Zwickau der Weg beſchritten
wird, den Rußland vor uns gegangen iſt und der Millionen
Menſchen das Leben gekoſtet, die ganze Wirtſchaft vernichtet hbat;
wenn das Ausland fürchtet. daß bier ein Krankheitsherd ſitkt,
von dem man erwarten muß, daß die Todesbazillen in kürzeſter
Zeit ihren Weg durch das ganze Wirtſchaftsſeben Deutſchlands
nehmen werden? Jſt das Mißtrauen des Auslandes nicht be-
rechtigt, wenn man bedenkt, daß jeden Tag der Fall eintreten
kann, daß die Gewalt. die noch „das deutſche Volk, einig in
ſeinen Stämmen“ ausübt. daß dieſe Gewaſt ihm von einem
kleinen Teile genommen wird und das Deutſche Reich von einer
Partei beherrſcht wird, die nicht das Wohl des Vol-
kes in ſeiner Geſamtheit, ſondern nur das Wohl einer
Klaſſe erſtrebt?

Darum richten wir in letzter Stunde an das deutſche Volk
und ſeine berufenen Vertreter den dringenden Warnruf:
Achtet auf die Sturmzeichen! Nicht von rechts, von links her
zieht das Gewitter auf, das Deutſchland zu verwüſten droht.

Der Feind ſteht links! Hth.212Dèh)
Fohlen und Zuchtviehverſteigerung. Am Mittwoch hielt in

Magdeburg der Pferdezuchtverband der Provinz
Sachſen und der Verband für die Zucht des
ſchwarzbunten Tieflandrindes eine Fohlen- undZuchtviehverſteigerung ab. Etwa 15 Fohlen, eine größere An
zahl Bullen, tragende Färſen und Herdbuchkühe gelangten zur
Verſteigerung. Den höchſten Preis erzielte ein nicht 15 Monate
alter Bulle Beſitzer und Züchter: Thiele-Ringfurth), für den
105 000 Mork bezahlt wurden. Von den über 15 Monate alten
Bullen erzielten die Beſitzer und Züchter Jaeger-Sommersdorf
48 000 Mark, Könnemann-Schwieſau 31 000 Mark, Sens-Käme-
ritz 32 000 Mark, Bake-Wertlau 45 000 Mark, Schernbeck-Fiſch-
beck 35 000 Mark v. Wulffen-Mahndorf 35 500 Mark. Von den
unter 15 Monate alten Bullen Rath-Neuenmark 36 500 Mark,
SaibSchara 45 000 Mark, Dertz-Klietznick 37000 Mark, Köhn-
Volgfelde 42 000 Mark, W. Berlin II-Eſtedt 45 000 Mark, Rung-
weber-Demker 43 000 Mark, Winkelmann-Wiepke 37 000 Mark,
Loß u. Co. -Wolmirſtedt 38 500 Mark, A. Mund-Fiſchbeck 45 000
Mark, W. Graßmann-Fiſchbeck 53 000 Mark, A. Thürnagel- Fiſch
beck 34 500 Mark. W. Pütſch-Weſtinſel 45 000 Mark, Rud. Sieben-
brodt-Oſtinſel 57 500 Mark, Schröder-Hämerten 38 000 Mark,
Döbbelin-Hämerten 51 000 Mark, Witwe Schulz-Gr.-Roß u
837 000 Mark, Schmidt-Pollitz 42 500 Mark, Dr. Hoeſch-Neukirchen
35 500 und 37 000 Mark, C. Wille-Wuſt 38 000 Mark, W. Lücke-
Wuſt 34 000 Mark Für tragende Färſen: Schilling-Schön-
hauſen, Hohenſtein-Parey 26 000 Mark, Rethfeld-Kabelitz 28 500
Mark, Staehr-Eſtedt 55 000 Mark, Northe-Fiſchbeck 35 000 Mark,
W. Schernhbeck-Fiſchbeck 29 500 Mark. Für Herdbuchkühe wurden
26 000, 30 000 und 832 000 Mark gezahlt.

Braunkohlen-Jnduſtrie A.-G., Zukun, Weiswetler. Die Ge
fellſchaft hat 1921/22 die Betriebsanlagen der Gewerkſchaft
Zukunft, zu deren Buchwerten käuflich übernommen. Mit
der Gewerkſchaft Zukunf' wurde ein langfriſtiger Pachtvertrag
getätigt. Der Be. rieb verlief normal. Die Kohlenförderung
ſtieg auf 971 173 (719 468) To. und die Brikettproduktion auf
176 780 (110 080) To. Der Reingewinn wird nach 7,85 (0,06) Mill.

W

Mark Abſchreibungen Gewerkſchaft Zukunft i. V. 4,07 Mill. M.
wer s einſchl. 126 619 M. Vortrag (i. V. nach Tilgung
von 76 994 M. Verluſtvortrag) mit 3 519 804 (1 340 849) M. aus
gewieſen, woraus, wie gemeldet, 15 (7) Proz. Dividende auf
die Stamm- und 6 Proz. auf die Vorzugsaktien verteilt, 175 990
Mark der Reſerve zugewieſen und 408 674 M. vorgetragen werden.
Bei 1735 Mill. M. Stamm- und 2346 Mill. M. Vorzugsaktien-
kapital, das im laufenden Jahre auf 36 M. bzw. 634 Mill. erhöht
wurde, verzeichnet die Bilanz 15,57 (6,14) Mill. M. Kreditoren
und 10 Mill. M. (wie i. V.) Anleiheſchulden gegenüber 18,83
(11,55) Mill. M. Debitoren und 5,88 (5,85) Mill. M. Effekten.
Die Anlagekonten zeigen infolge des Erwerbs der Werke der
Gewerkſchaft Zukunft und infolge des beendeten Bauprogramms
entſprechende Zugänge. (G.-V. 7. Juli.)

Die Kaligewerkſchaften Heiligenroda, Kaiſerroda und Groß-
herzog von Sachſen haben einen Austauſch von Gruben-
feldern beſchloſſen. Kaiſerroda tritt an Großherzog von
Sachſen 4,6 Mill. Quadratmeter ab, während Großherzog von
Sachſen von ihrem Beſitz an Heiligenroda gleichfalls 4,6 Mill.
Quadratmeter und an Kaiſerroda 609 000 Quadratmeter abgibt.
Weiter erhält Kaiſerroda von der Gewerkſchaft e
drei Felder von 14 Mill. Quadratmeter. Die Grubenfelder
liegen in den Gemarkungen Dorndorf, Tiefenort und Dietlas

LinkeHofmann gegen Hanomag. Jn der Angelegenheit der
Klage der Linke-Hofmannwerke gegen die Hannoverſche Maſchinen
bau A.G. vorm. Egeſtorff ſind, wie der „Hann. Cour.“ erfährt
die Beſchlüſſe der letzten G. V. der Hanomag: Geneh-
migung des Abſchluſſes und des Reingewinns, Entlaſtung des
Vorſtandes und Aufſichtsrats, Ablehnung der Beſchlußfaſſung
über die Genehmigung des mit der Firma Hentſchel u. Sohn in
Kaſſel abgeſchloſſenen Vertrages für nichtig erklärt worden.
Jm übrigen wurden Klage und Widerklage

Maſchinenbau A.G. vorm. Beck u. Henkel in Kaſſel. Die o.
G.-V. genehmigte die Kapitalserhöhung um 2,4 Mill. M. auf
8 Mill. M. Stammaktien. Die jungen Aktien werden durch ein
Konſortium im Verhältnis von 3 jungen zu 7 alten zu 350 Proz.
angeboten. Jm laufenden Geſchäftsjahr läge ein guter Auf-
tragskeſtand vor.

Motoren- Werke Mannheim A.-G., vorm. Benz, Abt. ftatio-
närer Motorenbau. Die Verwaltung dieſer neugegründeten Ge-
ſellſchaft ſchlägt nach der „N. Bad. Ldsztg.“ der G.-V. (20. Juli)

die Erhöhung des Kapitals von 40 Mill. M. um 3 Mill.
Mark Vorzugsaktien mit zehnfachem Stimmrecht vor.

tk. Die erſte Wollverſteigerung der Reichenbacher Wollver-
ſteigerungsA.-G., die am Montag in den großen Lagerräumen
der Geſellſchaft am Bahnhof abgehalten wurde, geſtaltete ſich zu
einem glänzenden Erfolg. Es waren über 700 Loſe, zu-

ſammen über *700 000 Kilogramm, zur Verſteigerunz geſtellt, vor
wiegend feine Kämmlinge, beſſere Spinnerei-Abgänge und gute

vollwertige Wollen. Die Geſamtzahl der Käufer kann man auf
etwa 500 ſchätzen, ſie waren aus allen Teilen Deutſchlands, ſowie
auch aus dem Auslande anweſend. Um all die vielen Fremden zu
beherbergen, mußte die Gaſtlichkeit der Nachbarſtädte in Anſpruch
genommen werden. Die Kaufluſt war außerordentlich rege, ſo
daß nur ganz vereinzelte Loſe unverkauft blieben. Die Ten-
denz war ſehr feſt, die Preiſe ſtark anziehend.

Berliner Produktenbericht. Angebote auswärtiger Abgeber
waren am Markte faſt gar nicht vorhanden. Die rege Kaufluſt
konnte daher nicht befriedigt werden. Der Mangel an Angeboten
iſt lediglich auf die ungeheure Steigerung der Deviſenpreiſe, vor
allem des Dollarkurſes, zurückzuführen. Es kamen nur wenig
Abſchlüſſe zuſtande. Die Preiſe überholten den geſtrigen Stand.

Berliner Produktenmarktpreise.
Berlin. 7. Juli.

Amtliche Notierungen für 1 Dentner ab Station
Weizen, märk. 11 1150. westpr. meckl.
Roggen, märk. 830--875, pomm. 860Wintergerste Sommergerste 910 970.
Hafer. märk. 910-940, pomm.
Mais, La Plata, Febr. ab Hamburg, ohne Prov.-Ang,
wehagmg 2850--3100, feinstes höher. Roggenmehl 2150 bis

(2 2..
Weizenkleie 675--690, Roggenkleie 675--690.
Raps 1700--1800, Leinsaat 1750--1800.
Victoriaerbsen 11(0-1150 Laupinen, blaue 640-660
Kleine Speiseerbsen 1000 1050 upinen. gelbe 930 950
Futtererbsen 900--925 Serradella, neue rPeluschken 900-925 Rapskuchen 730--780Ackerbohnen 900--925 Leinkuchen 1040 1075
Wicken Trockenschnitzel 600--610Z2uckerschnitzel Torfmelasse
Xichtamtliche Rauhfutter-Notierungen. Großhandelspreise.Weizen und Roggenstroh drahtgepreßt 170 180. p
Haferstroh drahtgepreßt 170--180, Stroh seilgebündelt
Langstroh seilgebündelt, 190.
Wiesenheu, gut, gesund, trocken 330--375. desgl. neues 320--370,

gesund, trocken 300--340, neues 290--340, Kleehenu 290--430.

Speisekartoſteln, weiße und rote, 180--200.

Berliner Metallnotierungen,
Berlin. 7. Juli. Preise für 100 kg in Mark.

Raffinade- Kupfer Wo o Zinn (Banca-Straits-Austrab
4500 18000

Orig.-Hütt.-Weichblei 60006200 Hüttenz. imind. 999, 35300 35800
Orig.-Hütten-Rohzink Reinnickel (98-990,) 32500 33000

Antimon (Regulus) 5200/5400im freien Verkehr 66006800
Remelted-Platt.-Zink 5300,5500 wg in Barren, ca 9 fein
Orig.-Hütten Alumin. 98-990 1 kg 11800/12000

(in gekerbten Blöckchen) Elektrolytkupfer p. 100 kg 15784
21000 Original-Hütten-Rohzink

Orig.-Hütten-Alumin. (in Wal ab obersechl. Hütte 5722
draht od. Drahtb.) 21650 (Preis des Zinkhüttenverb.)

Devisen-Notierungen Berlin, 7. Juli
Geld Brief Geld BrietAmstd.-Rottd. 20873.25 20928.75 New- Vork 526.84 16Buenos Aires 190.75 191.25 aris 2

Bulgarien 348,55 349,45 Schweiz
Brüss.-Antwerp. Spaniene W enpenhagen ra 8Stockholm 13682.85 137 17.15 e 44Helsingfors 1138.55 1141.45 Poln. Mark 9,.95
Italien Zapan (1 JewLondon 2397, 2403, l Rio de Jan. (Millr.)

Leipziger Notierungen Leipzig, 7. Juli.
Chemn. Bankv. 15 7765, Oelsnitz. Kuxe l 2000.
Leipziger Hyp. Pittler 30 1065.Bank 81149. Prehl. Brk. A.-G. 210in Gas 12 399. St. A. Lit. B. 10501Gröllw. apier 1 1050, C. o
Glauz, Zucker 1560.-- Riebeckbier. 18 530,Gr. Leipziger 5. do. Vorz.- Akt. 6 uHalle Zucker 389 0920, Rositz. Zucker 25 1025,
Portland-Zement RudelsburgerHugo Schneider 30 785, Zement 20Körbisdorfer Sachsenwerk 20 595,Zucker 10 Sonderm.-Stier 15 525,Leipz. Kamm- Stöhr Co. 40 4245,garnspinnerei 50 875.- Zimmerm. Halle 15 475,

ipz. Malz 10 1100, Zimmerm. Chemn. 12 600
ansfeld. Kuxe

h

Druck und Verlag von Otto Thiele. Verantwortlich für Politik: Ernſt
Meſſerſchmidt; für rolkswirtſchaftlichen Teil und für NRitteldeutſch
land: Hermann Huth; für Kommunalpolitik, Halle, Kunſt, Wiſſen
ſchaft, Unterhaltung und Sport: Hans Heiling. Für Anzeigen:

Paul Kerſten, ſämtlich in Halle.
W a
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